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Gesetz 
vom 13. April 2011 

über die Abänderung des Übernahmegesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 22. Juni 2007 betreffend Übernahmeangebote (Über-
nahmegesetz; ÜbG), LGBl. 2007 Nr. 233, in der geltenden Fassung, wird 
wie folgt abgeändert: 

Art. 2 Abs. 1 Bst. f 

f) gemeinsam handelnde Personen: natürliche oder juristische Personen, 
die mit dem Bieter oder der Zielgesellschaft auf der Grundlage einer 
ausdrücklichen oder stillschweigenden, mündlich oder schriftlich ge-
troffenen Vereinbarung oder in sonstiger Weise zusammenarbeiten, 
um die Kontrolle über die Zielgesellschaft zu erhalten oder den Er-
folg des Übernahmeangebots zu vereiteln; 

 
1 Bericht und Antrag der Regierung Nr. 3/2011 
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Art. 14 Abs. 1 

1) Sobald eine Bekanntmachung betreffend ein Angebot (Art. 5 Abs. 1 
Bst. c und d, Art. 6 Abs. 2) oder eine Anzeige (Art. 9 Abs. 1) erfolgt ist, 
dürfen der Bieter und die mit ihm gemeinsam handelnden Personen (Art. 2 
Abs. 1 Bst. f) keine rechtsgeschäftlichen Erklärungen, die auf den Erwerb 
von Beteiligungspapieren der Zielgesellschaft zu besseren Bedingungen 
als im Angebot gerichtet sind, abgeben, es sei denn, der Bieter verbessert 
das öffentliche Angebot; solche Erklärungen sind jedenfalls unverzüglich 
zu veröffentlichen (Art. 10 Abs. 1 letzter Satz). 

Art. 17 Abs. 4a und 5 

4a) Der Anspruch des Inhabers eines kraftlos erklärten Beteiligungs-
papiers auf Entrichtung des Angebotspreises oder Erfüllung des Aus-
tauschangebots verjährt in fünf Jahren nach dem Ende des Kalenderjah-
res, in dem die Verfügung der Kraftloserklärung der restlichen Beteili-
gungspapiere durch die FMA veröffentlicht wurde. 

5) Die Regierung kann die Angebotsfristen und die in diesem Zu-
sammenhang erforderliche Veröffentlichung sowie das besondere Ver-
fahren der Kraftloserklärung der restlichen Beteiligungspapiere nach 
Abs. 4 durch Verordnung näher regeln. Die Verordnung kann unter 
Festlegung der näheren Bedingungen auch vorsehen, dass der Bieter ein 
erfolgreiches Angebot ohne Festlegung des Endes der Annahmefrist 
verlängern kann, wenn er seine Absicht zur Schliessung des Angebots 
mindestens zwei Wochen zuvor bekannt gibt. 

Art. 23 Abs. 1 Bst. d, Abs. 2 und 3 

1) Die Pflicht zur Stellung eines Angebots besteht nicht, wenn: 
d) die kontrollierende Beteiligung aufgrund eines freiwilligen Angebots 

erlangt worden ist, das im Einklang mit diesem Gesetz allen Inhabern 
von Beteiligungspapieren für alle ihre Beteiligungspapiere unterbreitet 
worden ist. 

2) Aufgehoben 

3) Aufgehoben 
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II. 

Übergangsbestimmung 

Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes hängige Verfahren 
findet das neue Recht Anwendung. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2011 in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Dr. Klaus Tschütscher 
Fürstlicher Regierungschef 


